
Agrarpolitik in Hessen: 
Parteien nehmen Stellung
LW-Wahlprüfsteine für die Fraktionen im Landtag 

Land- und Agrarwirtschaft sowie ländliche Räume werden auch durch die Politik der 
Bundesländer beeinflusst. Im Hinblick auf die Landtagswahl am 27. Januar 2008 in 
Hessen hat das LW die Fraktionen im Wiesbadener Landtag zu ihren agrarpolitischen 
Vorstellungen befragt.

1. Die Landwirtschaft steht im 
Spannungsfeld von Wettbewerbsfä-
higkeit und Natur- und Verbrau-
cherschutz sowie von Nahrungsmit-
telversorgung und der Produktion 
von nachwachsenden Rohstoffen. 
Wie richten Sie Ihre Agrarpolitik 
darauf aus?

CDU: Wir sehen 
den Landwirt in 
erster Linie an als 

Unternehmer, der seine Produktions-
weise und -ausrichtung an den Ent-
wicklungen und den Erfordernissen des 
Marktes ausrichtet. Dabei ist er auf 
neutrale, sachgerechte und hochaktu-
elle Informationen angewiesen, die wir 
ihm durch professionelle Beratung 
durch das Landwirtschaftliche Kurato-
rium auch weiterhin anbieten werden. 
Beratungsinhalte werden von den je-
weiligen Nutzern definiert. Ziel unserer 
Politik ist es, die Rahmenbedingungen 
für unsere Landwirte unter Beachtung 
der übergeordneten administrativen 
Regelungen auf Bundes- und Europa-
ebene so vernünftig wie möglich zu 
gestalten, so dass wir eine Eins-zu-eins-
Umsetzung der entsprechenden Vor-
gaben anstreben.

stützung der Landesregierung haben 
hessische Landwirte davon nur zum 
Teil profitieren können. Im Interesse 
der Umwelt und der Verbaucher glei-
chermaßen ist es unser Ziel, in weiteren 
Schritten den Anteil des ökologischen 
Landbaues in Hessen deutlich zu erhö-
hen. Wir wollen deshalb den ökolo-
gischen Landbau auch in Zukunft in 
Forschung, in Lehre, Beratung und 
Versuchswesen, im Aufbau effizienter 
Betriebs- und Vermarktungstrukturen 
und im Marketing besonders fördern.
Wir wollen die Landwirte dabei unter-
stützen, sich neue Einkommensmög-
lichkeiten durch den Anbau nachwach-
sender Rohstoffe und durch erneuerbare 
Energiequellen zu erschließen. Dies ist 
Bestandteil unseres Energiekonzeptes 
für Hessen.
Die Landwirtschaft erbringt neben der 
agrarischen Produktion vielfältige 
Leistungen, die im Interesse der Ge-
sellschaft notwendig sind. Diese 
Leistungen, wie zum Beispiel die Er-
haltung der Kulturlandschaft, die 
Schaffung und Pflege von Räumen für 
Erholung und Freizeit, müssen ange-
messen honoriert werden.

Bündnis 90/Die Grü-
nen: Die Agrarpolitik 
von Bündnis 90/Die 
Grünen zielt darauf ab, 

die Erzeugung von qualitativ hochwer-
tigen Lebensmitteln für regionale 
Märkte mit den gestiegenen gesell-
schaftlichen Anforderungen an Um-
welt-, Natur- und Tierschutz zu ver-
knüpfen. Dementsprechend setzen wir 
uns bei der Vergabe von Fördermitteln 
dafür ein, dass diese Ziele erreicht wer-
den und sich die Landwirtschaft am 
Markt, also der Verbrauchernachfrage, 
orientiert. Der Erzeugung nachwach-
sender Rohstoffe, insbesondere von 
Bioenergie, räumen wir eine hohe Pri-
orität ein, denn sie wird einen Teil zu 
der dringend notwendigen Energie-
wende beitragen und helfen, die Ein-
kommen der Landwirte zu verbessern 
sowie die Strukturen des ländlichen 
Raums zu stärken. Erste Priorität ge-
nießt für uns die Erzeugung qualitativ 
hochwertiger Lebensmittel.

FDP:  Die FDP macht sich 
für eine wettbewerbsfähige 
und marktwirtschaftlich 
orientierte Landwirtschaft 

als Voraussetzung  für eine nachhaltige 
Entwicklung der ländlichen Räume in 
Hessen stark. Dafür wollen wir entspre-
chende Rahmenbedingungen schaffen, 
indem wir uns für einen Abbau der aus-
ufernden und unternehmensfeindlichen 
Bürokratie durch die EU-Agrarpolitik 
und durch Bundesvorgaben einsetzen. 

Da die Parzellengröße erhebliche Aus-
wirkungen auf die Produktionskosten 
und damit die Wettbewerbsfähigkeit 
hat, wollen wir administrative Hürden 
abbauen, die die Bildung größerer Par-
zellen verhindern. In diesem Zusam-
menhang setzen wir uns auch entschie-
den dafür ein, dass die bürokratische 
und nicht mehr zeitgemäße EU-Flä-
chenstilllegung abgeschafft wird, da 
sich die Verhältnisse seit ihrer Einfüh-
rung von Grund auf geändert haben.

SPD: Die meisten Land-
wirte in Hessen stellen sich 
der schwierigen Aufgabe, die 
Produktion gesunder Nah-

rung und die Schonung natürlicher 
Ressourcen in Einklang zu bringen mit 
den ökonomischen Zwängen, denen sie 
ausgesetzt sind. Darin wollen wir sie 
unterstützen. Es geht dabei nicht um 
harte Brüche, sondern um einen Pro-
zess, in dem mit der Zeit ein ständig 
schonender werdender Umgang mit 
der Natur mit stabilen Einkommen 
verbunden werden kann.
Das Interesse der Verbraucher an ge-
sunder, schmackhafter Nahrung hat 
weiter zugenommen, auch das Interes-
se an ökologisch angebauten Lebens-
mitteln. Durch die mangelnde Unter-
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Demzufolge hat sich die FDP maßgeb-
lich für Deregulierung und die Vermei-
dung von Benachteiligungen der hes-
sischen Landwirtschaft im bundes- und 
europaweiten Vergleich etwa in den 
Bereichen Natur-, Boden- und Pflan-
zenschutz sowie bei der Besteuerung 
eingesetzt. Wir fordern eine konse-
quente 1:1-Umsetzung von EU-Recht. 
Auch für die Aufhebung der Beschrän-
kungen beim Einsatz von Saisonar-
beitskräften sind wir initiativ gewor-
den.       
Landwirtschaft und Naturschutz sind 
kein Gegensatz, im Gegenteil, für die 
Gestaltung, den Erhalt und die Pflege 
der vielfältigen Kultur- und Naturland-
schaften leisten die hessischen Land-
wirte einen wichtigen Beitrag. Die FDP 
sieht die Landwirte als wichtige Partner 
im Vertragsnaturschutz und tritt für 
eine weitere Stärkung des Vertragsna-
turschutzes ein.  
Für eine Nahrungsmittelproduktion 
von höchster Qualität setzt die FDP auf 
die Einhaltung hoher Produktionsstan-
dards und größtmögliche Transparenz 
der Produktionsprozesse, die durch ein 
lückenloses Kontrollsystem gefördert 
werden. Insbesondere für eine Verstär-
kung der Kontrollen in den weiter ver-
arbeitenden Betrieben sowie im Handel 
hat sich die FDP stark gemacht.         
Der Anbau von nachwachsenden Roh-
stoffen eröffnet Landwirten eine zu-
sätzliche Einnahmequelle und wird von 
uns Liberalen somit gefördert. Wir set-
zen uns für eine volle Ausnutzung von 
Stilllegungsflächen für eine differen-
zierte Energiepflanzenproduktion ein.  
Der Konflikt zwischen der Nahrungs-
mittelproduktion und dem Biomas-
seanbau lässt sich dabei erfolgreich nur 
mit marktwirtschaftlichen Mitteln lö-
sen. Hierbei ist sorgfältig darauf zu 
achten, dass nicht durch falsche Rah-
mensetzungen und verfehlte Marktan-
reize Ressourcen fehlgeleitet werden. 

2. Ein wichtiges Instrument zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der landwirtschaftlichen Betriebe ist 
die einzelbetriebliche Investitions-
förderung. Die Länder können etwa 
durch die finanzielle Ausstattung 
und Förderungsprioritäten Akzente 
setzen. Welche wollen Sie setzen?

CDU: Wir be-
kennen uns zur 
Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit der landwirt-
schaftlichen Unternehmen in Verbin-
dung mit dem zunehmenden Wettbe-
werbsdruck, so dass wir auch in der 
neuen EU-Förderperiode 2007-2013 
der Modernisierung landwirtschaft-
licher Betriebe über das Agrarförder-

programm (AFP) eine vorrangige Be-
deutung be igemessen  haben. 
Leistungsstarke Betriebe halten unter 
wirtschaftlicher, standortgerechter und 
damit nachhaltiger Nutzung der natür-
lichen Gegebenheiten die flächen-
deckende Landbewirtschaftung in Hes-
sen aufrecht, um auf diese Weise 
gleichermaßen Lebensfähigkeit und 
Attraktivität der ländlichen Räume zu 
erhalten. Förderprioritäten wollen wir 
so weit wie möglich auffächern, um 
jegliche Form tierischer und pflanz-
licher Veredlung zu unterstützen, die 
unseren Betrieben neue Marktzugänge, 
höhere Wertschöpfung und Wettbe-
werbsfähigkeit ermöglichen. Beson-
deres Augenmerk sollten dabei die In-
v e s t o r e n  d a r a u f  l e g e n , d i e 
herausragenden Möglichkeiten zur Be-
dienung eines der bundesweit größten 
Nachfragemärkte im Rhein-Main-
Neckar-Gebiet zu legen.

SPD: Wir wollen eine an der 
nachhaltigen Entwicklung 
der Betriebe orientierte In-
vestitionsförderung.

Bündnis 90/Die Grü-
nen: Die Investitions-
förderung landwirt-
schaftlicher Betriebe ist 

ein wichtiges Instrument zur Gestal-
tung zukunftsfähiger Strukturen in der 
Landwirtschaft. Investitionen wirken 
langfristig, desto wichtiger ist es aus 
Sicht von Bündnis 90/Die Grünen, die 
Schwerpunkte bei der Förderung so zu 
fassen, dass sich die Betriebe an den 
Trends der Verbrauchermärkte orien-
tieren. Das sind zukünftig in erster Li-
nie artgerechte Haltung der Nutztiere, 
ökologische Erzeugung und gentech-

nikfreie Produktion. Wir werden den 
Einsatz von Steuermitteln bei Investi-
tionen so ausrichten, dass schwerpunkt-
mäßig hessische Qualitätsprodukte für 
hessische Märkte erzeugt werden kön-
nen.

FDP: Für uns Liberale hat 
die einzelbetriebliche Inve-
stitionsförderung zum Ziel, 
dass sie zum Erhalt einer 

flächendeckenden Landwirtschaft in 
Hessen beiträgt. Eine klare Prioritäten-
setzung zur Förderung einzelner Pro-
duktionsbereiche lehnen wir ab. Geför-
dert werden sollen wirtschaftlich 
agierende Betriebe, die ihre individu-
ellen Marktchancen erkennen und nut-
zen wollen. Als wichtiges Instrument 
für eine wettbewerbsfähige und nach-
haltige Landwirtschaft in Hessen un-
terstützt die FDP insbesondere die 
Junglandwirteförderung.

3. Die Ausgleichszulage (AGZ) trägt 
zur Stabilisierung der Einkommen 
der Betriebe in den benachteiligten 
Gebieten bei und sichert somit eine 
flächendeckende Bewirtschaftung. 
Auch hier haben die Länder Gestal-
tungsspielraum durch Förderober- 
und –untergrenzen, aber auch Vieh-
besatzgrenzen. Wie wollen Sie die 
AGZ künftig gestalten?

 CDU: Wir hal-
ten die  Aus-
gleichszulage für 

ein wichtiges Instrument, um eine flä-
chendeckende Landbewirtschaftung 
auch in den am stärksten benachteili-
gten Gebieten in Hessen sicherzustel-
len. Wir sind uns bewusst, dass es in 
Europa Regionen gibt, die noch we-
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sentlich schlechtere Standortbedin-
gungen als die hessischen Mittelgebir-
ge aufweisen. Dennoch ist es unserer 
Auffassung nach notwendig, dass in den 
hessischen Mittelgebirgsregionen, die 
wegen ihrer Hanglagen meist nur für 
Grünlandwirtschaft genutzt werden 
können, die Folgen des voraussicht-
lichen Auslaufens der Milchquoten 
zumindest abgemildert werden.

SPD: Ohne Kenntnis der 
Rahmenbedingungen und 
der in Zukunft zur Verfü-
gung stehenden Finanzmit-

tel ist ein konkreter Gestaltungsvor-
schlag nicht möglich.

Bündnis 90/Die Grü-
nen setzen sich dafür 
ein, dass die Mittel aus 
der Ausgleichszulage 

(AGZ) an diejenigen Betriebe fließen, 
die sie aufgrund ihrer benachteiligten 
Lage und ihrer Struktur auch tatsäch-
lich brauchen. Wir sind dafür, die in 
2003 aufgehobenen Obergrenzen von 
41 000 Euro bei den Jahreseinkommen 
von Antragsstellern wieder einzuführen 
und die in 2003 auf 12 000 Euro he-
raufgesetzte Förderobergrenze wieder 
abzusenken. Diese Änderungen haben 
zu einer Umverteilung der knappen 
Mittel von kleinen zu großen Betrieben 
innerhalb der benachteiligten Gebiete 
geführt. Auch bei der Landwirtschaft-
lichen Vergleichszahl (VGZ) sollte 
überprüft werden, ab welcher VGZ es 
ökonomisch einen Sinn macht, die Aus-
gleichszulage zu zahlen. Die derzeitige 
Preisentwicklung auf den Agrarmärk-
ten muss in die Überlegungen einbe-
zogen werden.

FDP: Die Ausgleichszulage 
stellt einen wichtigen An-
reiz dar, flächendeckend die 
landwirtschaftliche Bewirt-

schaftung an schwierigen Standorten 
zu erhalten. Sie ist entsprechend mit 
den notwendigen Finanzmitteln auszu-
statten. Ihre Erhöhung im Jahr 2007 
um rund 8 Millionen Euro auf 22 Mil-
lionen Euro hat die FDP unterstützt. 
Da es keinen Zusammenhang  zwischen 
der Betriebsgröße und natürlichen 
Standortbenachteiligungen gibt, hält 
die FDP die Aufrechterhaltung von 
Förderober- und -untergrenzen und 
von Viehbesatzbegrenzen nicht für an-
gemessen und setzt sich für deren Ab-
schaffung ein.    

4. Mit dem hessischen inte-
grierten Agrarumweltprogramm 
HIAP als Nachfolgeprogramm 
von HELP und HEKUL werden 

die Extensivierung und der öko-
logische Landbau gefördert. Wie 
stellen Sie sich die künftige Förde-
rung vor?

CDU: Die beiden 
Programme wer-
den in Hessen 

während der neuen EU-Förderperiode 
von 2007 bis 2013 angeboten. Für den 
Landwirt ist es eine unternehmerische 
Entscheidung, ob er zu den bekannten 
Konditionen für eine bestimmte Pro-
duktionsweise und -intensität entschei-
det oder nicht. Eine solche ist unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Preiserwartungen für landwirtschaft-
liche Produkte gründlich vorzuberei-
ten. Agrarumweltprogramme werden 
in Zukunft in erster Linie ihre Bedeu-
tung auf umwelt- und naturschutzrele-
vanten Gebietskulissen haben.

SPD: Hierzu verweisen wir 
auf die Antwort zu Frage 1.

Bündnis 90/Die Grü-
nen wollen, dass der 
positive Trend im 
Markt für ökologische 

Erzeugnisse (2006: Wachstum von 18 
Prozent) endlich auch bei den Bauern 
in Hessen ankommt und diese davon 
profitieren können, indem sie ökolo-
gisch produzieren und ihre Produkte 
in den verbraucherstarken hessischen 
Ballungsräumen vermarkten. Hessische 
Einzelhändler suchen händeringend 
heimische Ökoprodukte und müssen 
sie aus dem Ausland importieren. Die-
se Lücke wollen wir endlich zugunsten 
hessischer Betriebe schließen. Deshalb 
werden wir das HIAP-Programm fi-
nanziell besser ausstatten und dafür 
sorgen, dass zukünftig alle Antragsteller 
für die Umstellung auf ökologische Er-
zeugung in das Programm aufgenom-
men werden können. Wir wollen die 
Fördersätze für die ersten beiden Um-
stellungsjahre auf ökologische Bewirt-
schaftung anheben und entsprechende 
Mittel zur Verbesserung der regionalen 
Vermarktung, insbesondere von ökolo-
gisch erzeugten Qualitätsprodukten, 
bereitstellen. Wir werden uns dafür 
einsetzen, dass die Mittel für die Exten-
sivierung und für Vertragsnaturschutz-
maßnahmen aufgestockt und auch au-
ßerhalb der Natura-2000-Gebiete zur 
Verfügung gestellt werden.

FDP: Die FDP setzt sich 
dafür ein, dass Agrarum-
weltprogramme grundsätz-
lich derart ausgestaltet wer-

den , das s  s i e  w i r t scha f t l i ch 
ausgerichteten Betrieben als wichtigen 

Partnern im Vertragsnaturschutz zu 
Gute kommen. Dem wird HIAP nicht 
gerecht. 

5. Eine Erhöhung der Modulation, 
also die Kürzung der Direktzah-
lungen der ersten Säule der EU-
Agrarpolitik zugunsten der zweiten 
Säule wird diskutiert. Wie stehen Sie 
dazu?

CDU: Mit der 
jüngsten Agrarre-
form wurden die 

Direktzahlungen an die landwirtschaft-
lichen Betriebe als Ausgleich für poli-
tisch beschlossene Preissenkungen in 
der EU weitgehend festgeschrieben. 
Für uns ist die Verlässlichkeit der Mit-
tel der ersten Säule sehr wichtig, um 
Landwirten Planungssicherheit zu ge-
ben. Aus diesem Grund sprechen wir 
uns klar für die Beibehaltung der Mittel 
in der ersten Säule und damit eindeutig 
gegen die zusätzliche Umschichtung 
von Mitteln oberhalb der obligato-
rischen Modulation von 5Prozent aus.

SPD: Ziel ist es, möglichst 
stabile Förderstrukturen für 
den ländlichen Raum zu fi-
nanzieren. Umschichtung 

statt Kürzung ist nach unserer Ansicht 
immer noch besser als Kürzung ohne 
Ausgleichsleistung.

Bündnis 90/Die Grü-
nen stehen der Modu-
lation positiv gegenü-
ber. Wir betrachten die 

neuen Vorschläge der EU-Kommission 
als eine sinnvolle Diskussionsgrundlage 
für die Umschichtung von Direktzah-
lungen aus der ersten Säule in die zwei-
te Säule für Umweltmaßnahmen und 
ländliche Entwicklung. Die zweite 
Säule wurde aufgrund der schlechten 
Verhandlungsführung von Bundes-
kanzlerin Merkel im Dezember 2005 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 emp-
findlich gekürzt. 
Gleichzeitig sind zusätzliche Aufga-
ben im Bereich Naturschutz hinzu-
gekommen. Dies alles hat dazu bei-
getragen, dass die zweite Säule mit 
ihren Förderprogrammen für die Be-
reiche Umwelt-, Naturschutz, ökolo-
gischer Landbau und Regionalent-
wicklung chronisch unterfinanziert 
ist. Dieses muss aus Sicht der Grünen 
geändert werden. Wir wollen mit ei-
ner klugen Umsteuerung auch den 
Ansprüchen der Gesellschaft Rech-
nung tragen, die ihre eingesetzten 
Steuergelder stärker an Umwelt-, Na-
tur-, und Tierschutzmaßnahmen so-
wie die Schaffung von Arbeitsplätzen 
gekoppelt sehen will.
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FDP: Die FDP unterstützt 
grundsätzlich die Zielset-
zung der Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit der 

Landwirtschaft, der Förde-
rung einer marktorientierten, nachhal-
tigen Landwirtschaft und ausgewo-
generen Verteilung der Unterstützung 
und verstärkten Entwicklung des länd-
lichen Raums. Eine Erhöhung der Mo-
dulation muss zunächst daraufhin über-
prüft werden, welche Auswirkungen sie 
vor diesem Hintergrund auf die hei-
mische Landwirtschaft hat. Landwirte 
benötigen Planungssicherheit und sind 
nach wie vor stark durch die Umstel-
lungen aufgrund der EU-Agrarreform 
belastet. Eine Erhöhung der Modula-
tion lehnt die FDP vor diesem Hinter-
grund ab.

6. Im Rahmen der EU-Förderung 
werden landwirtschaftliche Betriebe 
von verschiedenen Einrichtungen 
kontrolliert. Was tun Sie (was wür-
den Sie tun), um die Belastung der 
Landwirte durch Kontrollen zu re-
duzieren?

CDU: Die vorge-
schriebene Kon-
trolle landwirt-

schaftlicher Betriebe im Rahmen der 
EU-Förderung liegt infolge der Kom-
munalisierung zu weiten Teilen auf der 
landrätlichen Verwaltungsebene. Aus 
Gründen der Verwaltungseffizienz und 
der Realisierung von Synergieeffekten 
wollen wir die landrätliche Verwaltung 
und die IBH als künftige Zahlstelle für 
landwirtschaftliche EU-Förderpro-
gramme anhalten, diese Kontrollen 
soweit wie möglich zu bündeln, da hier-
von sowohl die Verwaltung als auch die 
zu kontrollierenden Betriebe profitie-
ren werden.

SPD: Die Anforderungen 
der Kontrollen im Rahmen 
der EU-Förderung werden 
durch die EU-Kommission 

vorgegeben.Wir unterstützen daher die 
Vorschläge für Vereinfachungsmaß-
nahmen im Rahmen der Gesundheits-
prüfung zur gemeinsamen Agarpolitik 
2008, z. B. die Abschaffung der obliga-
torischen Flächenstilllegung, Vereinfa-
chungen bei der Investitionsförderung, 
Absenkung der Kontrollquoten im 
Rahmen von InVeKos, Vereinfachung 
der Führung und Kontrollen des Be-
standsregisters für Rinder.

Bündnis 90/Die Grü-
nen: Aus Sicht von 
Bündnis 90/Die Grü-
nen wäre es sinnvoll, 

die verschiedenen Kontrollen besser zu 

koordinieren oder so zu verknüpfen, 
dass sich die Belastung der Landwirte 
reduziert. Wir werden uns auf jeden 
Fall dafür einsetzen, dass die Kontroll-
verfahren transparent sind und Verbes-
serungen ermöglicht werden.

FDP:Es ist konsequentes 
Ziel der Liberalen, die Re-
gulierungsdichte, deren 
Ausmaß sachlich und fach-

lich nicht mehr zu begründen ist, ab-
zubauen. Dazu zählt auch eine praxis-
gerechte Ausgestaltung der Kontrollen 
im Rahmen von Cross Compliance. 
Der Aufwand dafür ist auf ein Mindest-
maß zu beschränken. Cross Compliance 
muss sich insgesamt auf EU-weite 
Standards beschränken. Die FDP wird 
sich dafür einsetzen, dass durch die 
Kontrollen die Betriebsabläufe nicht 
unnötig beeinträchtigt werden. Mehr-
fachkontrollen müssen vermieden, die 
Kontrollen besser aufeinander abge-
stimmt und federführend bei der land-
wirtschaftlichen Fachbehörde angesie-
delt werden. 

7. Wie stellen Sie sich eine Unter-
stützung für den Anpassungsprozess 
der milcherzeugenden Betriebe (für 
Betriebe, die die Milchproduktion 
aufgeben wollen bzw. für diejenigen, 
die weiter melken wollen) im Hin-
blick auf das voraussichtliche Quo-
tenende im Jahr 2015 vor?

CDU: Derzeit 
deutet auf euro-
päischer Ebene 

vieles darauf hin, dass die Milchquote 
2015 auslaufen wird. Aus Gründen der 
Investitionssicherheit setzen wir uns 
dafür ein, dass diese Frist nicht weiter 
verkürzt wird. Im Fall von Änderungen 

am bisherigen Quotensystem plädieren 
wir für flexible und marktkonforme 
Ausgestaltungen, die den hessischen 
Gegebenheiten am ehesten gerecht 
werden. Den Berufsstand wollen wir in 
den anstehenden politischen Entschei-
dungen eng einbinden. Angesichts der 
noch verbleibenden Zeitspanne bis zum 
voraussichtlichen Auslaufen besteht für 
die Landwirte ausreichend Gelegenheit 
zur sorgfältigen Vorbereitung. Das 
hierfür erforderliche Beratungsangebot 
werden wir in Kooperation mit dem 
landwirtschaftlichen Berufsstand erar-
beiten und umsetzen, um den Anforde-
rungen der Betriebe so gerecht wie 
möglich zu werden.

SPD: Durch die Abschaf-
fung der Milchquote wird es 
in Dauergrünlandgebieten 
unter den künftigen Wett-

bewerbsbedingungen nicht mehr mög-
lich sein, von der herkömmlichen 
Milchproduktion zu leben.Wir wollen 
die flächendeckende Landwirtschaft in 
Hessen auch für die Zukunft gewähr-
leisten, die Wertschöpfung sichert und 
Arbeitsplätze schafft. Hier gilt es, neue 
Einkommensquellen z. B. nachwach-
sende Rohstoffe, zu erschließen.
Die Bewirtschaftung der bestehenden 
Grünlandstandorte, aus denen sich die 
Milchkuhhaltung zurückzieht, ist eine 
Dienstleistung, die honoriert werden 
soll.
Zukunftsorientierte expandierende 
Milchproduzenten werden auf dem 
Weg zur Wettbewerbsfähigkeit einen 
hohen Investitionsbedarf haben. Diese 
wollen wir unterstützen durch ein be-
fristetes Programm zur Investitionsför-
derung. Anstatt einer unmittelbaren 
Finanzhilfe kann auch eine staatlich 
garantierte Ausfallbürgschaft stehen. 
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Finanzieren wollen wir diese Maßnah-
me durch in Brüssel freiwerdende Mit-
tel zur Milchmarktordnung.

Bündnis 90/Die Grü-
nen stehen einer Ab-
schaffung der Milch-
quoten in 2015 ohne 

definierte Begleitmaßnahmen zur Ab-
federung der Konsequenzen ablehnend 
gegenüber. Wir befürchten, dass es mit 
dem Auslaufen der Milchquote zu er-
heblichen Einbrüchen bei den Milch-
preisen und einem drastischen Struk-
turwandel durch die Abwanderung der 
Milchwirtschaft in Gunstlagen kommt, 
der kleine und mittlere Familienbe-
triebe zum Aufgeben ihrer Betriebe 
bringen wird. Wir wollen, dass die Po-
litik im Rahmen des „Health Check“ in 
2008 klare Alternativen zu dem ge-
planten Ausstieg aus dem Milchquoten-
system entwickelt und exakte Vorgaben 
macht, wie die Milchwirtschaft auch in 
Hessen flächendeckend, insbesondere 
in den Mittelgebirgslagen, erhalten 
werden kann. Dazu muss eine breite 
Diskussion innerhalb der Verbände der 
Milchwirtschaft, auch unter Einschluss 
des Bundesverbandes Deutscher Milch-
viehhalter, geführt werden. Immerhin 
hat sich eine Mehrheit der hessischen 
Milchviehhalter mit guten Gründen 
und einem Antrag auf dem Deutschen 
Bauerntag gegen die Abschaffung der 
Milchquote gestellt. Dieser Willensbe-
kundung muss in Hessen durch die 
Politik Rechnung getragen werden.

FDP: Das Quotenende im 
Jahr 2015 ist Beschlusslage, 
und die FDP wird sich da-
für einsetzen, dass die zwi-

schen Bauernverband und Politik ver-
einbarten Maßnahmen zum Ausstieg 
umgesetzt werden, um den  Struktur-
wandel so schonend wie möglich zu 
gestalten. Dazu zählt, die Chancen ei-
ner Flexibilisierung der Produktions- 
und Handelsmöglichkeiten zu nutzen. 
Aufgrund des langjährig schlechten 
Milchpreises ist eine wirkungsvolle 
Senkung der Superabgabe einer line-
aren Quotenerhöhung vorzuziehen, um 
die Milchmarktentwicklung durch eine 
Quotenanhebung nicht zu gefährden. 
Die Quotenbörse ist für die gesamte 
Bundesrepublik einzurichten, um regi-
onale Verzerrungen zu vermeiden.

8. Der Verbrauch landwirtschaft-
licher Flächen durch Verkehrspro-
jekte oder Baugebiete sowie durch 
naturschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahmen hat ein großes Ausmaß. 
Wie treten Sie (wie wollen Sie) der 

Verknappung landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen entgegen(treten)?

CDU: Nach wie 
vor bildet der 
Grund und Bo-

den die wichtigste und entscheidende 
Grundlage für landwirtschaftliche Tä-
tigkeiten jeglicher Art, so dass wir den 
Verbrauch landwirtschaftlicher Flächen 
äußerst kritisch betrachten und auf das 
notwendigste Maß begrenzen wollen. 
Um den Verbrauch landwirtschaftlicher 
Nutzflächen durch Infrastruktur-, Sied-
lungs- oder Naturschutzmaßnahmen 
einzuschränken, haben wir bereits 
wichtige Instrumente geschaffen, die 
bundesweit als beispielhaft erachtet 
werden. So werden beispielsweise Dör-
fer nur noch dann in das Dorferneue-
rungsprogramm aufgenommen, wenn 
auf die Ausweisung neuer Baugebiete 
im Außenbereich verzichtet wird. Für 
die naturschutzrechtlich erforderliche 
Kompensation für Eingriffe in Natur 
und Landschaft haben wir die Kompen-
sationsverordnung geschaffen, die un-
ter anderem eine Schonung landwirt-
schaftlich wertvoller Böden sowie die 
Umsetzung besonders flächensparender 
Maßnahmen wie zum Beispiel Fisch-
wanderhilfen oder Wildbrücken sowie 
die Renaturierung versiegelter Flächen 
als vollwertige Kompensationsmaß-
nahmen vorsieht. Im Rahmen der 
Kompensationsverordnung werden 
Ausgleichsgelder im Rahmen des Ver-
tragsnaturschutzes dorthin gelenkt, wo 
ohnehin die Natur aufgewertet werden 
muss. Darüber hinaus treten wir auf 
bundes- und EU-Ebene für eine rasche 
und praxisgerechte Veränderung der 
Natura-2000-Regelungen ein, um die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung 
wie auch die wirtschaftliche Entwick-
lung Hessens nicht durch überzogene 
Naturschutzauflagen existentiell zu ge-
fährden. 
 

SPD: Wir wollen für Hessen 
starke Regionen als Pla-
nungs- und Handlungsräu-
me (Rhein-Main, Nordhes-

sen, Starkenburg und Mittelhessen). 
Ihre Aufgabe wird auch die regionale 
Flächennutzungsplanung sein, so dass 
die Flächenansprüche innerhalb einer 
Region gemeinsam verantwortet wer-
den. Sie sind dann nicht mehr die Sum-
me aller maximalen Flächenansprüche 
der Gemeinden.
Bereits bei der Planung neuer Bauge-
biete (Gewerbe und Wohnen) muss 
darauf geachtet werden, dass primär 
Flächen im bereits geplanten Gebiet 
genutzt werden (Flächenrecycling). Die 

in Hessen geltende Kompensationsver-
ordnung werden wir kritisch überprü-
fen, da sie die Kompensationsmaß-
nahmen ausschließlich in Natura 
2000-Gebiete lenkt. Da die Biodiversi-
tät auf den landwirtschaftlichen Pro-
duktionsflächen bei der Erzeugung von 
Nahrungs- und zunehmend auch En-
ergiepflanzen nicht erhalten werden 
kann, werden wir zusammen mit der 
Landwirtschaft Kompensationsmaß-
nahmen durch Zwischenstrukturen 
(Feldraine, Gräben, Wegränder) eta-
blieren.  

Bündnis 90/Die Grü-
nen: Der Flächenver-
brauch durch Verkehr 
und Siedlung liegt der-

zeit in Deutschland bei ungefähr 116 
Hektar, in Hessen bei rund 8 Hektar 
am Tag. Um diesen spürbar zu reduzie-
ren, muss ein Maßnahmenbündel auf 
den Weg gebracht werden, welches auf 
allen politischen Ebenen, also bei Bund, 
Ländern und Kommunen umgesetzt 
wird. Wir müssen uns von der Wachs-
tumsphilosophie beim Bauen und Pla-
nen verabschieden und unter Zuhilfe-
nahme aller auf Boden, Flächen und 
Immobilien wirkenden Steuerungs-
maßnahmen einen intelligenten und 
sparsamen Umgang mit Flächen ent-
wickeln. Dazu gehört unter anderem 
ein verstärktes Flächenrecycling zum 
Beispiel von Industriebrachen und 
Konversionsflächen bei der Ausweisung 
von Gewerbe- und Wohngebieten.

FDP: Im Abwägungspro-
zess bei Infrastrukturpro-
jekten, der Ausweisung von 
Wohn- und Gewerbegebie-

ten sowie bei Ausgleichsmaßnahmen 
misst die FDP dem Flächenerhalt für 
die Landwirtschaft große Bedeutung 
bei. Im Rahmen der Planungsverfahren 
muss eine fundierte Darstellung und 
Analyse der Situation der Landwirt-
schaft und eine Bewertung der Feld-
flurfunktion in der betroffenen Region 
erfolgen. Bau- und Infrastrukturpro-
jekte sowie Ausgleichsmaßnahmen 
müssen so flächenschonend wie mög-
lich gestaltet werden. Innerörtlichen 
Baugebieten sowie der Reaktivierung 
von Industriebrachen erteilen wir somit 
zur landwirtschaftlichen Flächen-
schonung den Vorrang. Auch die Kom-
pensationsverordnung ist dem Ziel der 
flächenschonenden Ausgleichsmaß-
nahmen stärker anzupassen. 

9. Wie stehen Sie zur Nutzung der 
grünen Gentechnik in der hessischen 
Landwirtschaft?
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CDU: Wir halten 
die Gentechnik 
für eine Zukunfts-

technologie, durch 
deren verantwortungsvolle Anwendung 
Chancen gefördert und Risiken gemin-
dert werden können. Bei der Erfor-
schung und Anwendung von Gentech-
nik ist der Schutz von Mensch und 
Umwelt gemäß des Vorsorgegrund-
satzes in jeder Hinsicht zu gewährlei-
sten. Für eine verantwortungsvolle 
Anwendung unter verlässlichen Rah-
menbedingungen sind wissenschaft-
liche Forschung und Entwicklung un-
abdingbar. Unter den jetzigen 
Rahmenbedingungen kann wegen der 
wirtschaftlich kaum kalkulierbaren 
Haftungsrisiken keine Empfehlung 
zum Anbau gegeben werden. Auch der 
Verbraucher steht der grünen Gentech-
nik vielfach kritisch gegenüber, da er 
derzeit für sich keinen positiven Nutzen 
erkennen kann. 
Dennoch setzen wir uns ein für verläss-
liche Rahmenbedingungen für For-
schung und Lehre, die nicht durch 
politische Vorgaben be- oder verhin-
dert werden dürfen. Ferner wollen wir, 
dass die verpflichtende Kennzeich-
nungsregelung dahingehend angepasst 
wird, dass ein Lebensmittel nur dann 
„als gentechnikfrei“ beziehungsweise 
„ohne Gentechnik“ bezeichnet werden 
darf, wenn über den gesamten Herstel-
lungsprozess hinweg keine Stoffe zum 
Einsatz kommen, die unter Zuhilfenah-
me gentechnischer Methoden herge-
stellt wurden. Dies erstreckt sich so-
wohl auf die Futtermittel, als auch auf 
Verarbeitungshilfsstoffe wie Enzyme, 
Zusatzstoffe und Arzneimittel. Nur auf 
dieser Grundlage hat der Verbraucher 
eine objektive Grundlage, sich für oder 
gegen Gentechnik zu entscheiden. Nur 
auf diese Weise kann durch transpa-
rente Kennzeichnung dem Wunsch der 
Verbraucher nach Klarheit und Wahr-
heit begegnet und Verbrauchertäu-
schung zum Zweck von Handelsvortei-
len ausgeschlossen werden. 

SPD: Die Nutzung der 
Grünen Gentechnik in der 
hessischen Landwirtschaft 
lehnen wir ab.

Bündnis 90/Die Grü-
nen lehnen die Agro-
gentechnik grundsätz-
lich ab. Es gibt noch 

immer zu viele ungeklärte Risiken für 
Mensch und Umwelt. Einmal in die 
Umwelt entlassen, sind gentechnisch 
veränderte Organismen (GVO) nicht 
mehr rückholbar. Die von den Gen-

technikfirmen propagierten ökono-
mischen und ökologischen Vorteile der 
Gentechnik für die Landwirte konnten 
bisher nicht bewiesen werden. 80 Pro-
zent der Verbraucherinnen und Ver-
braucher wollen keine Gentechnik auf 
den Feldern und im Essen. Diesem 
Wunsch sollten die Landwirte in Hes-
sen entsprechen. Der Verzicht auf die 
Agrogentechnik ist ein Standortvorteil 
und sollte von der hessischen Landwirt-
schaft am Markt offensiv genutzt wer-
den. Dazu gehört aus Sicht der Grünen 
auch, bei der Fütterung von Tieren auf 
gentechnisch veränderte Futtermittel 
zu verzichten und dieses dann auch po-
sitiv bewerben zu dürfen. Wir verlan-
gen, dass das Gentechnikgesetz dieje-
n i g e n  v o r  S c h ä d e n  d u r c h 
Verunreinigungen schützt, die keine 
Gentechnik einsetzen wollen, und dass 
die Verursacher von Schäden durch den 
Einsatz von Gentechnik uneinge-
schränkt dafür haften müssen.

FDP: Die FDP tritt grund-
sätzlich für die verantwor-
tungsvolle Nutzung der 
grünen Gentechnik in der 

Landwirtschaft ein. Die Potentiale sind 
vielfältig. Sie betreffen viele Lebensbe-
reiche und bieten Vorteile für Verbrau-
cher, Umwelt und Landwirtschaft. Die 
Verminderung von Umweltbelastungen 
beim Pflanzenbau, die Verbesserung 
der Nahrungsmittel, die Optimierung 
nachwachsender Rohstoffe sind einige 
Beispiele dafür. Besonders die For-
schung im Bereich der grünen Gen-
technik muss vorangetrieben werden, 
hier darf Deutschland und insbesonde-
re Hessen als Technologiestandort 
nicht den Anschluss verlieren. Ein re-

formiertes Gentechnikrecht muss die 
Sicherung der Koexistenz beim Anbau 
von gentechnisch veränderten Pflanzen 
und nicht gentechnisch veränderten 
Pflanzen klar regeln. Vor allem die 
Kennzeichnungspflicht für gentech-
nisch veränderte Produkte ist unab-
dingbar. Für den Verbraucher müssen 
Klarheit und Transparenz sichergestellt 
werden. Auf Grund der unsicheren 
Rechtslage kann man derzeit jedoch 
keinem Landwirten den Anbau von 
gentechnisch verändertem Saatgut 
empfehlen.  

10. Welche Vorstellungen haben Sie 
zum Anbau nachwachsender Roh-
stoffe zur Energieerzeugung?

CDU: Weil wir 
bis zum Jahr 2020 
den hessischen 

Energieverbrauch zu 20 Prozent auf 
regenerativer Grundlage bestreiten 
wollen, räumen wir der Biomasse einen 
herausragenden Stellenwert ein und 
werden die Fördermittel für entspre-
chende Investitionen weiterhin auf Re-
kordniveau halten. Ergänzend zur en-
ergetischen Nutzung von Reststoffen 
wie Gülle oder Stroh spielt auch der 
gezielte Anbau von Energiepflanzen 
eine wachsende Bedeutung. Neben der 
Produktion von Nahrungsmitteln wird 
die energetische und stoffliche Nut-
zung von nachwachsenden Rohstoffen 
den Landwirten neue Einkommens-
möglichkeiten eröffnen und die Wert-
schöpfung im ländlichen Raum deutlich 
steigern. Gleichzeitig geht davon ein 
positiver Beitrag zum Klimaschutz so-
wie zur Verringerung der Abhängig-
keiten von Energieimporten aus.
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SPD: Der Anbau nachwach-
sender Rohstoffe zur Ener-
gieerzeugung durch die hes-
sischen Landwirte ist eine 

Säule unseres Programmes 
„Neue Energie für Hessen“.
Zur Unterstützung des Ausbaues der 
Bioenergie fördern wir die Einrichtung 
von kooperativen regionalen Wert-
schöpfungsketten und wollen dazu auch 
die Potenziale organischer Abfälle mit 
den Kommunen schrittweise zur Bio-
gaserzeugung nutzen. Wir werden die 
Zusammenarbeit von Stadtwerken und 
Landwirtschaft unterstützen, um die 
Einspeisung von Biogas aus landwirt-
schaftlichen Produkten in das Gasnetz 
und damit dessen Einsatz in der Kraft-
Wärme-Kopplung voranzutreiben. 
Damit steigern wir die Wertschöpfung 
in den Regionen.
Wir werden die wissenschaftliche 
Nutzpflanzenkunde deutlich ausbauen. 
Wir konzentrieren uns auf die Nutzung 
von Pflanzen, die mit wenig Wasser und 
Dünger auskommen und deshalb bo-
den- und grundwasserschonend sind. 
Als wissenschaftlich-technischen 
Grundstock für die wachsende Bedeu-
tung energetischer und stofflicher Bi-
omassenutzung gründen wir eine öf-
fentliche Saatgutbank.

Bündnis 90/Die Grü-
nen: Nachwachsende 

Rohstoffe werden ne-
ben der Energieeinsparung, der besse-
ren Energieeffizienz und der Nutzung 
von Sonne, Wind und Wasser einen 
wichtigen Teil zur Energiewende und 
damit zum Klimaschutz beitragen. Des-
halb wollen Bündnis 90/Die Grünen 
den Ausbau der Bioenergie in Hessen 
fördern und voranbringen. Neben der 
Nutzung von Energieholz wollen wir 
einen Schwerpunkt auf die dezentrale 
Erzeugung und Nutzung von Biogas 
setzen. Biogas ist vielseitig einsetzbar 
und muss auch in das Erdgasnetz ein-
gespeist werden können, um es unab-
hängig vom Ort der Erzeugung nutzen 
zu können. Wir wollen, dass die Wert-
schöpfung aus der Biogaserzeugung im 
ländlichen Raum und bei den Bauern 
bleibt und nicht von großen Kapitalge-
sellschaften abgegriffen wird. Wichtig 
für die breite gesellschaftliche Akzep-
tanz ist es, bei der Erzeugung von Bio-
masse darauf zu achten, dass Umwelt 
und Natur geschont werden und auf 
den Einsatz von Gentechnik verzichtet 
wird. Wir sind der Auffassung, dass in 
Anbetracht der knappen Flächen die 

Erzeugung von Treibstoffen aus Bio-
masse in Hessen nachrangig behandelt 
werden sollte. Erste Priorität in diesem 
Sektor müssen die Produktion ver-
brauchsarmer Fahrzeuge und ein spar-
samer Fahrstil haben. Der Einsatz von 
Pflanzenöl als Treib- und Schmierstoff 
in Land- und Forstwirtschaft wird von 
uns begrüßt und gefördert.

FDP: Die FDP setzt sich 
für eine ausgedehnte ener-
getische und stoffliche 
Nutzung nachwachsender 

Rohstoffe ein. Der Anbau nachwach-
sender Rohstoffe bietet neue Einkom-
mensperspektiven für die hessischen 
Landwirte und trägt zu einer nachhal-
tigen Energieversorgung bei. Die FDP 
hat sich insbesondere für die thermische 
Verwertung von Getreide stark ge-
macht und sich mit entsprechenden 
Initiativen zur Schaffung der notwen-
digen rechtlichen Rahmenbedingungen 
eingesetzt. Insgesamt müssen die For-
schung verstärkt und regionale Nut-
zungskonzepte erarbeitet werden, um 
das Potential der nachwachsenden 
Rohstoffe landesweit voll ausschöpfen 
zu können.
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